
Die Bestimmung des Absatzes 3 enthält somit - in Ergänzung der 
verfassungsmäßigen Grundsätze für die Gestaltung der Wirtschafts­
ordnung und der Eigentumsverhältnisse - eine zusätzliche Sicherung ARTIKEL 11 

gegen einen Gebrauch von Eigentum, der den Interessen der Gesell“ 
schaft widerspricht. Diese Bestimmung gilt für alle Arten des Eigen­
tums und für die Rechte von Urhebern und Erfindern. Da die 
Interessen der Gesellschaft in der Verfassung ihren höchsten gesetz­
geberischen Ausdruck gefunden haben, ist vor allem jeder Gebrauch 
von Eigentum sowie von Urheber- und Erfinderrechten für verfas­
sungswidrige Zwecke unzulässig. Zugleich ist durch zahlreiche gesetz­
liche Bestimmungen gesichert, daß ein den Interessen der Gesellschaft 
zuwiderlaufender Gebrauch von Eigentum unterbunden wird.

Unzulässig ist ein Gebrauch des Eigentums, der zur Gefährdung 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen - auch des Verfügungs­
berechtigten selbst - oder zu einer Beeinträchtigung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit führt. Ebenso sind der Nutzung des Eigen­
tums insofern Grenzen gesetzt, als dadurch keine unzulässige Beein­
trächtigung anderer, z. B. durch Lärm, Staub, Abgase, erfolgen darf.
Auch die Vernichtung von Werten, deren Erhaltung im gesellschaft­
lichen Interesse liegt, z. B. von Kunstwerken, kann nicht in das Belie­
ben des Eigentümers gestellt werden.

Die Wahrung der Interessen der Gesellschaft erfordert besondere 
Bestimmungen über das Verbringen von Vermögenswerten ins Aus­
land, insbesondere die Verwertung von Erfindungen sowie wissen­
schaftlichen und literarischen Werken außerhalb der Deutschen Demo­
kratischen Republik.
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